
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bericht zum LkSG 
(Lieferketten-
sorgfaltspflichten-
gesetz) 
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Vorwort und Einleitung 
 
Mit dem deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz entfällt die gesetzliche Meldepflicht. Um die 
Aktivitäten der Bürkert-Gruppe zu dokumentieren, wurde der vorherige Bericht unter Beibehaltung der 
Struktur auf den neuesten Stand gebracht und ergänzt.  Dies ist der zweite Bericht dieser Art von 
Bürkert. Die Einführung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten im Einklang mit den gesetzlichen 
Mindestanforderungen für Bürkert und seine Lieferkette ist lediglich ein erster Schritt. Es hat sich bereits 
gezeigt, dass der dadurch verursachte zusätzliche Verwaltungs- (und Dokumentations)aufwand 
Auswirkungen auf unsere Personalkapazitäten hat. Um diese Engpässe zu beseitigen, wollen wir trotz 
der wirtschaftlichen Turbulenzen ein entsprechendes Tool implementieren. Das Human Rights Office 
wird dessen Umsetzung überwachen.  
 
Dieser Bericht dient lediglich der Auskunft und soll unsere Absicht und unseren guten Willen zeigen, bei 
Bürkert menschenrechtliche Sorgfaltspflichten auf Grundlage des deutschen Rechts einzuführen. Dieser 
Bericht begründet keinerlei Rechte für natürliche oder juristische Personen. Wir behalten uns das Recht 
vor, ihn jederzeit zu ändern oder zurückzuziehen.  
 
Unsere Bemühungen im Bereich der menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht fließen auch in unsere 
Einreichungen zum EcoVadis-Rating der Bürkert(-Werke) und in die anstehenden EU-CSRD-Berichte der 
Bürkert-Gruppe (vor allem ESRS-S) ein bzw. werden durch diese ergänzt. Wir freuen uns über 
konstruktives Feedback zu etwaigen Ungenauigkeiten, Auslassungen und Fehlern in diesem Bericht 
unter  
 

human.rights@burkert.com 
 
 
Melden Sie Hinweise und Verstöße im Zusammenhang mit Menschenrechten bitte an folgende Adresse. 
Dort finden Sie auch unsere Whistleblowing-Richtlinie: 
 

https://burkertgroup.integrityline.app/ 
 
 
 
Ingelfingen, den 28.2.2026 
 
Bürkert Human Rights Office 
  

mailto:human.rights@burkert.com
https://burkertgroup.integrityline.app/
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Welche Zuständigkeiten für die Überwachung des Risikomanagements waren im 

Berichtszeitraum festgelegt? 

Anstelle eines einzelnen Menschenrechtsbeauftragten wurde das Menschenrechtsbüro (Human 

Rights Office) etabliert. Es setzt sich zusammen aus verschiedenen Funktionen, darunter Human 

Resources (Personal), Legal & Compliance, Global Purchasing & Supply Chain Management 

(Einkauf) und Corporate Quality Managementsysteme. 
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Hat die Geschäftsleitung einen Berichtsprozess etabliert, der gewährleistet, dass sie regelmäßig – 

mindestens einmal jährlich – über die Arbeit der für die Überwachung des Risikomanagements 

zuständigen Person informiert wird? 

Es wird bestätigt, dass die Geschäftsleitung einen Berichtsprozess etabliert hat, der i. S. d. § 4 Abs. 3 

LkSG gewährleistet, dass sieregelmäßig – also mindestens einmal jährlich – über die Arbeit der für 

die Überwachung des Risikomanagements zuständigen Person informiert wird. 

• Bestätigt 

 
Wie wird sichergestellt, dass die Unternehmensleitung mindestens einmal jährlich bzw. 

regelmäßig über das Risikomanagement informiert wird? 

Das Executive Management Team (Geschäftsführung der obersten Muttergesellschaft) von 

Bürkert hat einen Menschenrechtsbeauftragten gem. LkSG in Form eines mehrköpfigen „Human 

Rights Office“ bestellt, welches in regelmäßigen Abständen, mindestens einmal jährlich, über den 

Fortschritt bzw. die Ergebnisse des Risikomanagements informiert. Die Berichtsfristen werden 

für jeweils ein Geschäftsjahr festgelegt. 
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Liegt eine Grundsatzerklärung vor, die auf Grundlage der im Berichtszeitraum durchgeführten 

Risikoanalyse erstellt bzw. aktualisiert wurde? 

 
Die Grundsatzerklärung wurde hochgeladen  

https://www.burkert.com/en/company-career/company/compliance?n=1 

 

https://www.burkert.com/en/company-career/company/compliance?n=1
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Wurde die Grundsatzerklärung zum Berichtszeitraum kommuniziert? 

 
Es wird bestätigt, dass die Grundsatzerklärung den Mitarbeitenden, ggf. dem Betriebsrat, der 

Öffentlichkeit sowie den in der Risikoanalyse als gefährdet eingestuften Direktlieferanten 

mitgeteilt wurde. 

• Bestätigt 

 
Erläuterungen zur Kommunikation der Grundsatzerklärung gegenüber den relevanten 

Zielgruppen: 

Die Grundsatzerklärung wurde vom Executive Management Team unternehmensweit bekannt 

gegeben. Die Richtlinie und weitere Informationen dazu wurden im Intranet veröffentlicht. Die 

Grundsatzerklärung kann auch auf der Website eingesehen werden. Alle Führungskräfte 

weltweit wurden per Microsoft Teams über die Einführung und Anwendbarkeit der Richtlinie 

informiert bzw. entsprechend geschult. Die Mitarbeitenden in den Bereichen Einkauf und Global 

People & Culture wurden in zielgruppenspezifischen Besprechungen informiert. Um weltweit 

das Bewusstsein für Menschenrechtsfragen in der Lieferkette und bei Bürkert zu schärfen, 

wurden im Jahr 2025 mehrere Auffrischungsschulungen für die Menschenrechtskoordinatoren 

durchgeführt. 
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Welche Themen deckt die Grundsatzerklärung ab? 

 

• Einführung eines Risikomanagementsystems 

• Jährliche Risikoanalyse 

• Einführung von Präventivmaßnahmen im eigenen Geschäftsbereich, bei Direktlieferanten 

und ggf. bei indirekten Lieferanten einschl. Wirksamkeitsprüfung 

• Abhilfemaßnahmen im eigenen Geschäftsbereich, bei Direktlieferanten und ggf. bei 

indirekten Lieferanten einschl. Wirksamkeitsprüfung 

• Einrichtung eines Beschwerdeverfahrens im eigenen Geschäftsbereich und bei Lieferanten 

einschl. Wirksamkeitsprüfung 

• Dokumentations- und Berichtspflichten 

• Beschreibung der ermittelten vorrangigen Risiken 

• Beschreibung der menschenrechtsbezogenen und umweltbezogenen Erwartungen an 

Mitarbeitende und Zulieferer 
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Erläuterung möglicher Änderungen im Berichtszeitraum mit Begründung. 

 
Im Berichtszeitraum wurden keine Änderungen vorgenommen.  Die Grundsatzerklärung 

entspricht den aktuellen Anforderungen. 
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A. Strategie und Verankerung 

A3. Verankerung der Menschenrechtsstrategie innerhalb der Organisation 

In welchen relevanten Abteilungen/Geschäftsprozessen wurde die Verankerung der 

Menschenrechtsstrategie im Berichtszeitraum sichergestellt? 

 

• HR 

• Standortentwicklung/-management 

• Umweltmanagement 

• Arbeitsschutz/Arbeitsschutzmanagement 

• Kommunikation/Unternehmenskommunikation 

• Forschung und Entwicklung 

• Einkauf/Beschaffung 

• Lieferantenmanagement 

• CSR/Nachhaltigkeit 

• Legal/Compliance 

• Qualitätsmanagement 

 
Wie ist die Verantwortung für die Umsetzung der Strategie auf die verschiedenen 

Abteilungen/Geschäftsprozesse verteilt? 

Die Menschenrechtsstrategie wurde in erster Linie in den Abteilungen Global Purchasing and 

Supply Chain Management und Global People & Culture verankert. Global Purchasing und Supply 

Chain Management tragen die Hauptverantwortung für die weltweite Lieferantenbewertung. 

Lokale Lieferanten in den Vertriebsgesellschaften von Bürkert sind davon ausgenommen. 

Strategische Einbettung in operative Prozesse: 

Die konkrete (operative) Umsetzung der Menschenrechtsstrategie liegt in der Verantwortung der 

jeweiligen Fachbereiche. 

Grundsätzlich gilt Folgendes: 

Global Purchasing und Supply Chain Management sind für das weltweite Lieferantennetzwerk und 

die weltweite Lieferkette zuständig. 

Bei Nicht-Produktionsmaterial kann auch der Benutzer, also z. B. die IT-Abteilung oder die 

Forschungs- und Entwicklungsabteilung, verantwortlich sein. Der jeweilige Geschäftsführer 

ist für die lokalen Beschaffungsprozesse in den Vertriebsgesellschaften verantwortlich. 

• Innerhalb des eigenen Geschäftsbereichs des Unternehmens (d. h. des jeweiligen Bürkert-

Unternehmens) ist die zuständige Abteilung beispielsweise verantwortlich für 

Arbeitnehmerrechte: Personalmanagement Deutschland/Regionen  

Arbeitssicherheit / Gesundheitsschutz / Umwelt: Corporate Quality 

• Bei verbundenen Unternehmen der Bürkert-Gruppe (ohne den Namen „Bürkert“) wie der BDG 

GmbH ist die jeweilige Geschäftsführung verantwortlich. 
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Ressourcen und Expertise für die Umsetzung: 

Das Human Rights Office ist für das gesamte Monitoring zuständig. Die Mitglieder werden 

entsprechend den Schwerpunktbereichen der Funktion in der aktuellen Organisation 

einbezogen. Es wurden sechs Fachexperten aus den Bereichen Einkauf, Qualitätsmanagement, 

Global People & Culture sowie Legal & Compliance in das Human Rights Office berufen. Des 

Weiteren ist jeder Einkäufer weltweit im Rahmen der Lieferantenauswahl für die operative 

Umsetzung verantwortlich. 
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Wurde im Berichtszeitraum eine regelmäßige (jährliche) Risikoanalyse durchgeführt, um 

menschenrechtliche und umweltbezogene Risiken zu ermitteln, zu bewerten und zu priorisieren? 

 

• Ja, für den unternehmenseigenen Geschäftsbereich 

• Ja, für Direktlieferanten 

 
Wann wurde die jährliche Risikoanalyse durchgeführt? 

Januar/Februar 2025 

 
Welches Verfahren wurde bei der Risikoanalyse befolgt? 

Wir tragen den unterschiedlichen Risikodynamiken im Zusammenhang mit möglichen 

Verstößen gegen Sorgfaltspflichten in unserem Geschäftsumfeld Rechnung, indem wir in 

unserem eigenen Geschäftsbereich und in unserem Lieferantennetzwerk präventiv und 

risikobasiert vorgehen. 

 
Zu diesem Zweck haben wir in einem interdisziplinären Team unsere Geschäftsaktivitäten und 

Geschäftsbeziehungen analysiert, um potenzielle Risiken und tatsächliche Verstöße gegen 

Sorgfaltspflichten in den Bereichen Menschenrechte und Umweltschutz zu ermitteln. Hierzu 

werden international anerkannte Indizes zu thematisch relevanten Länderrisiken (z. B. Global 

Slavery Index), bestehende Zertifizierungen (z. B. ISO 14001), Erklärungen (Verhaltenskodex), die 

Branche des Lieferanten (falls zutreffend), die Bedeutung für unsere Leistungen/Aktivitäten 

innerhalb des Geschäftsbereichs sowie die erzielten Umsätze herangezogen. 

 
Je nach Ergebnis der Evaluierung sind ggf. weitere Schritte zur Risikobewertung und/oder 

Maßnahmen erforderlich. 



B. Risikoanalyse und Präventivmaßnahmen 

B1. Durchführung, Verfahren und Ergebnisse der Risikoanalyse 

Seite 10 

 

 

Wurden im Berichtszeitraum auch Ad-hoc-Risikoanalysen durchgeführt? 

 

• Ja, wegen erheblicher Veränderungen der Risikosituation etwa 

aufgrund neuer Produkte, Projekte oder Märkte 

• Ja, aus anderen Anlässen: Andere Anlässe: Auf Grundlage von Daten aus der KI-gestützten 

Risikomanagementlösung für die Lieferkette. 

 
Konkrete Anlässe: 

Die Gründung des neuen Produktionsunternehmens in Indien (Fluid Control Systems India Private 

Limited, Pune, Maharashtra). 

Daten aus Sphera (einer Software für das Lieferketten-Risikomanagement) zu möglichen Verstößen 

gegen Menschenrechte oder Umweltschutzvorschriften. 

Ergebnisse der Analyse infolge einer signifikant veränderten und/oder erweiterten Risikolage: 

Es gab keine wesentlichen Veränderungen. Im Berichtszeitraum wurden mehrere 

Lieferantenaudits und ein internes Audit durchgeführt. 

Inwieweit wurden die aus Hinweisen bzw. Beschwerden gewonnenen Erkenntnisse 

berücksichtigt? 

Im Rahmen des Beschwerdemanagements sind keine stichhaltigen Hinweise oder 

Beschwerden eingegangen. Die mittels Risikomanagement-Software gewonnenen 

Lieferantendaten betreffen hauptsächlich Unternehmen innerhalb einer 

Unternehmensgruppe, wobei es sich bei den betreffenden Unternehmen nicht um unsere 

Lieferanten handelt. In anderen Fällen haben wir Anschlussfragen gestellt, um den 

Sachverhalt zu klären. Das Verfahren ergab keine nennenswerten Befunde. 
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Welche Risiken wurden im Rahmen der Risikoanalyse(n) im unternehmenseigenen 
Geschäftsbereich ermittelt? 

• Missachtung von Arbeitsschutz und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

• Zerstörung natürlicher Ressourcen durch Umweltverschmutzung 

• Verbot der Ungleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 

• Sonstige Verbote: Die vorstehenden Angaben bestätigen nicht zwangsläufig ein konkretes 

Risiko im Zusammenhang mit einem bestimmten Prozess oder Menschenrecht. Vielmehr 

verweisen sie auf einen allgemeinen Risikobereich, den wir gemäß LkSG zunächst an allen 

Standorten berücksichtigen. 



B. Risikoanalyse und Präventivmaßnahmen 

B1. Durchführung, Verfahren und Ergebnisse der Risikoanalyse 

Ergebnisse der Risikobewertung 

Seite 12 

 

 

 
Welche Risiken wurden in der Risikoanalyse für Direktlieferanten ermittelt? 

• Missachtung von Arbeitsschutz und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

• Zerstörung natürlicher Ressourcen durch Umweltverschmutzung 

• Verbot der Ungleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 
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Welche Risiken wurden in der Risikoanalyse für indirekte Lieferanten ermittelt? 

• Missachtung von Arbeitsschutz und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

• Zerstörung natürlicher Ressourcen durch Umweltverschmutzung 

• Verbot der Ungleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 
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Wurden die im Berichtszeitraum ermittelten Risiken gewichtet und ggf. priorisiert? Wenn ja: auf 

Grundlage welcher Angemessenheitskriterien? 

 

• Ja, unter Berücksichtigung des eigenen Einflussvermögens 

• Ja, unter Berücksichtigung der Eintrittswahrscheinlichkeit 

• Ja, unter Berücksichtigung weiterer Faktoren: international anerkannte Länderindizes, 

Zertifizierungen, bestehende Verträge 

 
Wie wurde bei der Gewichtung und ggf. Priorisierung vorgegangen und welche Abwägungen 

wurden dabei getroffen? 

Zertifizierungen im Bereich Umwelt, Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz führen zu einem 

Bonus für den Lieferanten, negative Indexeinträge zu einem Malus. Die Beeinflussbarkeit 

(Lieferantenumsatz) hat den stärksten Einfluss. 
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B. Risikoanalyse und Präventivmaßnahmen 

B2. Präventivmaßnahmen im eigenen Geschäftsbereich 

Welche Risiken wurden im Berichtszeitraum im eigenen Geschäftsbereich des Unternehmens als 
vorrangig eingestuft? 

 

• Missachtung von Arbeitsschutz und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

• Zerstörung natürlicher Ressourcen durch Umweltverschmutzung 

• Verbot der Ungleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 

• Verbot des Vorenthaltens eines angemessenen Lohns 

Missachtung der Arbeitssicherheit und arbeitsbedingter Gesundheitsrisiken  

Um welches Risiko handelt es sich konkret? 

Schutz vor Arbeitsunfällen durch vorgeschriebene Schutzausrüstung in der Produktion oder durch 

Sicherheitsvorkehrungen an Maschinen. 

 
Die Angaben zu den Ländern bedeuten nicht zwangsläufig ein konkretes Risiko im 

Zusammenhang mit einem bestimmten Prozess oder Menschenrecht, sondern vielmehr ein 

allgemeines Risiko, das bei der ersten Bearbeitung gemäß LkSG an allen Produktionsstandorten 

berücksichtigt wurde. 

 
 
 

Wo tritt das Risiko auf? 

• China 

• Deutschland 

• Frankreich 

• Indien 

• Vereinigte Staaten (USA) 

Zerstörung natürlicher Ressourcen durch Umweltverschmutzung  

Um welches Risiko handelt es sich konkret? 

Gefährdung der Umwelt durch unsere Produktionsstätten, z. B Abfluss von Heizöl ins Grundwasser. 

 
Die Angaben zu den Ländern bedeuten nicht zwangsläufig ein konkretes Risiko im 

Zusammenhang mit einem bestimmten Prozess oder Menschenrecht, sondern vielmehr ein 

allgemeines Risiko, das bei der ersten Bearbeitung gemäß LkSG an allen Produktionsstandorten 

berücksichtigt wurde. 
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Wo tritt das Risiko auf? 

• China 

• Deutschland 

• Frankreich 

• Indien 

• Vereinigte Staaten (USA) 

Verbot der Ungleichbehandlung – Welches 

konkrete Risiko besteht? 

Ungleiche Behandlung bei der Vergütung (gleicher Lohn für gleiche Arbeit). 

 
Das Risiko wurde anhand eines internen Fragebogens ermittelt und im Jahr 2024 in 

Einzelgesprächen mit allen Landesgesellschaften erörtert. 

Die Angaben zu den Ländern bedeuten nicht zwangsläufig ein konkretes Risiko im 

Zusammenhang mit einem bestimmten Prozess oder Menschenrecht, sondern vielmehr ein 

allgemeines Risiko, das bei der ersten Bearbeitung gemäß LkSG an allen Standorten 

berücksichtigt wurde. Aus den oben genannten Gründen wurden im Jahr 2025 keine besonderen 

Maßnahmen ergriffen. Das Thema wird allerdings im Jahr 2026 erneut aufgegriffen. 

 
Wo tritt das Risiko auf? 

• Australien 

• Belgien 

• Brasilien 

• Chile 

• China 

• China, Sonderverwaltungszone Hongkong 

• Dänemark 

• Deutschland 

• Finnland 

• Frankreich 

• Indien 

• Italien 

• Japan 

• Kanada 

• Malaysia 

• Neuseeland 
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• Niederlande 

• Norwegen 

• Österreich 

• Philippinen 

• Schweden 

• Schweiz 

• Singapur 

• Spanien 

• Südafrika 

• Südkorea 

• Taiwan 

• Thailand 

• Türkei 

• Vereinigte Arabische Emirate (VAE) 

• Vereinigte Staaten (USA) 

• Vereinigtes Königreich (Großbritannien und Nordirland) 

Verbot der Vorenthaltung eines angemessenen Lohns  

Um welches Risiko handelt es sich konkret? 

Das Risiko, trotz marktüblicher Vergütung keinen existenzsichernden Lohn zu zahlen. 

Das Risiko wurde anhand eines internen Fragebogens ermittelt und in Einzelgesprächen mit allen 

Landesgesellschaften erörtert. 

Die Angaben zu den Ländern bedeuten nicht zwangsläufig ein konkretes Risiko im 

Zusammenhang mit einem bestimmten Prozess oder Menschenrecht, sondern vielmehr ein 

allgemeines Risiko, das bei der ersten Bearbeitung gemäß LkSG an allen Standorten 

berücksichtigt wurde. 

 
Wo tritt das Risiko auf? 

•  

• Australien 

• Belgien 

• Brasilien 

• Chile 

• China 

• China, Sonderverwaltungszone Hongkong 

• Dänemark 
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• Deutschland 

• Finnland 

• Frankreich 

• Indien 

• Italien 

• Japan 

• Kanada 

• Malaysia 

• Neuseeland 

• Niederlande 

• Norwegen 

• Österreich 

• Philippinen 

• Schweden 

• Schweiz 

• Singapur 

• Spanien 

• Südafrika 

• Südkorea 

• Taiwan 

• Thailand 

• Türkei 

• Vereinigte Arabische Emirate (VAE) 

• Vereinigte Staaten (USA) 

• Vereinigtes Königreich (Großbritannien und Nordirland) 
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B. Risikoanalyse und Präventivmaßnahmen 

B2. Präventivmaßnahmen im eigenen Geschäftsbereich 

Welche Präventivmaßnahmen wurden im Berichtszeitraum ergriffen, um die vorrangigen Risiken 

im eigenen Geschäftsbereich auszuräumen bzw. zu verringern? 

 

• Schulungen in den betreffenden Geschäftsbereichen 

• Umsetzung risikobasierter Überwachungsmaßnahmen 

 
Schulungen in den betreffenden Geschäftsbereichen 

 
Beschreibung der umgesetzten Maßnahmen unter Angabe des konkreten Umfangs (z. B. Anzahl, 

Abdeckung/Geltungsbereich). 

Regelmäßige Unterrichtung des Executive Management Teams (EMT) über LkSG-Belange. 
 

 
Alle Bürkert-Einheiten (weltweit) wurden über die sich aus dem LkSG ergebenden laufenden 

Verpflichtungen informiert. Dies geschah im Rahmen mehrerer virtueller Besprechungen mit 

den Menschenrechtskoordinatoren. 

Die Mitarbeitenden der deutschen Niederlassungen wurden mittels Weitergabe von 

Präsentationen über die Anforderungen des LkSG informiert. 

 
Inwieweit sind die Schulungen zur Vermeidung und Minimierung vorrangiger Risiken 

angemessen und wirksam? 

 Die Gespräche mit den Menschenrechtskoordinatoren ergaben keine negativen Hinweise. Die 

Maßnahmen scheinen wirksam zu sein. 

 
Umsetzung risikobasierter Überwachungsmaßnahmen 

 
Beschreibung der umgesetzten Maßnahmen unter Angabe des konkreten Umfangs (z. B. Anzahl, 

Abdeckung/Geltungsbereich). 

Regelmäßige Unterrichtung des Executive Management Teams (EMT) über LkSG-Belange. 
 

 
Alle Bürkert-Einheiten (weltweit) wurden über die sich aus dem LkSG ergebenden 

Verpflichtungen informiert.  
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Inwieweit sind die Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung vorrangiger Risiken 

angemessen und wirksam? 

Im Allgemeinen sind sich die Verantwortlichen ihrer Pflichten bewusst. In manchen Fällen 

werden externe Berater (Rechtsanwälte) hinzugezogen, um die entsprechenden Anforderungen 

zu klären. 

Einige größere Standorte sind in den Bereichen Umweltschutz sowie Arbeitssicherheit und 

Gesundheitsschutz zertifiziert, und die Mitarbeitenden sind für diese Themen sensibilisiert. Die 

Wirksamkeit wird anhand der Entwicklung der Risikokennzahlen im Rahmen der Risikobewertung 

gemessen.
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B. Risikoanalyse und Präventivmaßnahmen 

B3. Präventivmaßnahmen für Direktlieferanten 

Welche Risiken wurden bei Direktlieferanten im Berichtszeitraum als vorrangig eingestuft? 

 

• Missachtung von Arbeitsschutz und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

• Zerstörung natürlicher Ressourcen durch Umweltverschmutzung 

• Verbot des Vorenthaltens eines angemessenen Lohns 

Missachtung der Arbeitssicherheit und arbeitsbedingter Gesundheitsrisiken  

Um welches Risiko handelt es sich konkret? 

Die folgenden Angaben weisen nicht unbedingt auf ein konkretes Risiko hin, sondern vielmehr auf 

einen allgemeinen Risikobereich im Zusammenhang mit Arbeitssicherheit und arbeitsbedingten 

Gesundheitsrisiken. Dennoch wurde im Berichtszeitraum eine Initiative zur Durchführung von 

Vor-Ort-Prüfungen usw. eingeleitet, um konkrete Risiken ermitteln zu können. Allerdings sind 

noch nicht alle Vor-Ort-Audits so weit, dass eine Berichterstattung möglich wäre. 

 

Andererseits führt die vorangegangene Lieferantenrisikoanalyse zu abgestuften Maßnahmen auf 

der Grundlage von Grenzwerten (im Wesentlichen eines Risikowerts), die den Anforderungen an 

Präventivmaßnahmen gemäß dem LkSG entsprechen. Dazu gehören die Einholung fester 

Zusagen zur Einhaltung angemessener Verhaltenskodizes und ggf. persönliche Gespräche der 

Einkaufsteams mit ausgewählten Lieferanten. 

 
Derzeit finden bei verschiedenen Lieferanten in China Audits statt. Die Prüfungen im Jahr 2024 

wurden von unabhängigen, international anerkannten Gutachtern durchgeführt. Dabei handelte 

es sich um vollständige Sozialaudits, die über die Anforderungen des LkSG hinausgingen. Es 

wurde kein unmittelbarer Verstoß festgestellt, jedoch wurden Risiken ermittelt und Initiativen 

eingeleitet. In zwei Fällen waren bauliche Maßnahmen erforderlich, um die örtlichen 

Brandschutzanforderungen zu erfüllen; in anderen Fällen war eine umfassendere Dokumentation 

der Arbeitszeiten der Belegschaft erforderlich. Bei einem Lieferanten konnten wir die Audits mit 

der Klärung aller wesentlichen Feststellungen abschließen, während bei anderen Lieferanten die 

entsprechenden Maßnahmen noch weiterverfolgt werden. Insgesamt zeigen die Audits und deren 

Umsetzung die Kooperationsbereitschaft der Lieferanten. 

 

Im Jahr 2025 haben wir bei verschiedenen Lieferanten in Deutschland und China die Initiative 

gestartet, zusätzliche Vor-Ort-Audits durchzuführen. Das Audit des deutschen Zulieferers konnte 

inzwischen ohne wesentliche Feststellungen zur Sorgfaltspflicht im Bereich der Menschenrechte 

abgeschlossen werden. Das ergänzende Audit beim chinesischen Lieferanten ergab zwar einige 

Feststellungen, jedoch keine, die auf Verstöße oder Risiken hindeuten, die ein sofortiges 

Eingreifen erforderlich machten. Dies ermöglichte es uns und dem Lieferanten, die übrigen 

Feststellungen zu erörtern und zu besprechen, welche Maßnahmen zu ergreifen sind. 

 



Seite 22 

 

 

Bitte beachten Sie, dass wir aus Transparenzgründen alle Länder aufgeführt haben, aus denen wir 

Produktionswerkstoffe beziehen. 

Das (am Umsatz gemessene) Einkaufsvolumen der Gruppe entfällt im Wesentlichen auf die 

unten aufgeführten Länder, ohne dass spezifische Risiken eingegangen werden. Daher gehen wir 

davon aus, dass kein spezifisches Risiko in Bezug auf ein bestimmtes Land besteht. 

 
Wo tritt das Risiko auf? 

• Australien 

• Belgien 

• China 

• Dänemark 

• Deutschland 

• Frankreich 

• Indien 

• Italien 

• Japan 

• Kanada 

• Niederlande 

• Österreich 

• Schweiz 

• Singapur 

• Spanien 

• Südkorea 

• Taiwan 

• Tschechien 

• Türkei 

• Vereinigte Staaten (USA) 

• Vereinigtes Königreich (Großbritannien und Nordirland) 

Zerstörung natürlicher Ressourcen durch Umweltverschmutzung  

Um welches Risiko handelt es sich konkret? 

Die obigen Ausführungen und die Festlegung von Maßnahmen in Bezug auf bei Direktlieferanten 

umfasst auch die von den Produktionsanlagen der Lieferanten ausgehenden Umweltgefahren wie 

das Eindringen von Beizmitteln usw. in das Grundwasser. 

Für Informationen zum Stand der Lieferantenprüfungen in den Jahren 2024 und 2025 siehe B.3. 

Das (am Umsatz gemessene) Einkaufsvolumen der Gruppe entfällt im Wesentlichen auf die 

unten aufgeführten Länder, ohne dass spezifische Risiken eingegangen werden. Daher gehen wir 
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davon aus, dass kein spezifisches Risiko in Bezug auf ein bestimmtes Land besteht. 

 
Wo tritt das Risiko auf? 

• Australien 

• Belgien 

• China 

• Dänemark 

• Deutschland 

• Frankreich 

• Indien 

• Italien 

• Japan 

• Kanada 

• Niederlande 

• Österreich 

• Singapur 

• Spanien 

• Südkorea 

• Taiwan 

• Tschechien 

• Türkei 

• Vereinigte Staaten (USA) 

• Vereinigtes Königreich (Großbritannien und Nordirland) 

Verbot der Vorenthaltung eines angemessenen Lohns  

Um welches Risiko handelt es sich konkret? 

Die obigen Ausführungen und die Maßnahmen in Bezug auf Direktlieferanten beinhalten auch 

Löhne unter dem gesetzlichen Mindestlohn. 

Für Informationen zum Stand der Lieferantenprüfungen in den Jahren 2024 und 2025 siehe B.3. 

Das (am Umsatz gemessene) Einkaufsvolumen der Gruppe entfällt im Wesentlichen auf die 

unten aufgeführten Länder, ohne dass spezifische Risiken eingegangen werden. Daher gehen wir 

davon aus, dass kein spezifisches Risiko in Bezug auf ein bestimmtes Land besteht. 

 
Wo tritt das Risiko auf? 

• Australien 

• Belgien 

• China 
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• Dänemark 

• Deutschland 

• Frankreich 

• Indien 

• Italien 

• Japan 

• Kanada 

• Niederlande 

• Österreich 

• Singapur 

• Südkorea 

• Taiwan 

• Tschechien 

• Türkei 

• Vereinigte Staaten (USA) 

• Vereinigtes Königreich (Großbritannien und Nordirland) 
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B. Risikoanalyse und Präventivmaßnahmen 

B3. Präventivmaßnahmen für Direktlieferanten 

Welche Präventivmaßnahmen wurden im Berichtszeitraum ergriffen, um vorrangige Risiken bei 

Direktlieferanten auszuräumen bzw. zu verringern? 

 

• Einbeziehung von Erwartungen in die Lieferantenauswahl 

• Einholung vertraglicher Zusicherungen hinsichtlich der Einhaltung und Umsetzung der 

Erwartungen entlang der Lieferkette 

• Vereinbarung und Umsetzung risikobasierter Überwachungsmaßnahmen 

 
Weitere Kategorien: 

ausgewählt: 

• Einbeziehung von Erwartungen in die Lieferantenauswahl 

• Einholung vertraglicher Zusicherungen hinsichtlich der Einhaltung und Umsetzung der 

Erwartungen entlang der Lieferkette 

• Vereinbarung und Umsetzung risikobasierter Überwachungsmaßnahmen 

 
Inwieweit sind die Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung vorrangiger Risiken 

angemessen und wirksam? 

Bei der Konzeptionierung des Risikomanagements hatte sich Bürkert mit dem Helpdesk des BAFA 

ausgetauscht und Vertreter des Helpdesk waren sogar bei Bürkert zu Besuch. Aus diesem Grund 

sind wir der Ansicht, dass unsere Maßnahmen angemessen und wirksam sind. 



B. Risikoanalyse und Präventivmaßnahmen 

B4. Präventivmaßnahmen für indirekte Lieferanten 
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Welche Risiken gelten bei indirekten Lieferanten basierend auf der Ad-hoc-Risikoanalyse als 

vorrangig? 

 

• Keine 

 
Begründung, sofern keine Risiken ausgewählt wurden: 

Einkauf und Lieferkettenmanagement von Bürkert nutzen ein international anerkanntes 

Risikomanagement-Tool, das bei geschäftlichen Risiken bei Lieferanten Alarm schlägt. Dies 

beinhaltet ggf. auch Risiken, die mit ihren Unterlieferanten in Zusammenhang stehen, von diesen 

verursacht werden oder einen Bezug zu ihnen aufweisen. Die Überprüfung solcher 

Warnmeldungen umfasst auch menschenrechtsbezogene Risiken. 

Im Berichtszeitraum wurden keine Ad-hoc-Risikoanalysen durchgeführt. Es liegen keine 

fundierten Hinweise auf mögliche Verstöße bei indirekten Lieferanten vor. 
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Welche Präventivmaßnahmen wurden im Berichtszeitraum ergriffen, um vorrangige Risiken bei 

indirekten Lieferanten auszuräumen bzw. zu verringern? 

 

• Basierend auf den Ergebnissen der Risikoanalyse fordert Bürkert von seinen Lieferanten, sich auf 
einen angemessenen Verhaltenskodex zu verpflichten, der den im Bürkert-Verhaltenskodex 
festgelegten Grundsätzen gleichwertig ist. Dazu gehört auch, dass wir von unseren Lieferanten 
erwarten, dass sie in ihrer Wertschöpfungskette dieselben Grundsätze einhalten. 

 
Begründung, sofern keine Präventivmaßnahmen ausgewählt wurden: 

Im Berichtszeitraum wurden keine Ad-hoc-Risikoanalysen durchgeführt. Es liegen keine 

fundierten Hinweise auf mögliche Verstöße bei indirekten Lieferanten vor. 



B. Risikoanalyse und Präventivmaßnahmen 

B5. Bekanntgabe der Ergebnisse 
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Wurden die Ergebnisse der Risikoanalyse(n) zum Berichtszeitraum intern an die zuständigen 

Entscheidungsträger weitergeleitet? 

Es wird bestätigt, dass die Ergebnisse der Risikoanalyse(n) für den Berichtszeitraum gemäß § 5 Abs. 3 

LkSG intern an die zuständigen Entscheidungsträger wie den Vorstand, die Geschäftsleitung und 

die Einkaufsabteilung weitergeleitet wurden. 

• Bestätigt 

 

• Sozialaudit in Pune (Indien) (risikoabhängig) 
 

Hinweis: Die Fabrik wurde erst im Oktober 2024 offiziell eingeweiht und befindet sich noch im Bau; 
die staatliche Betriebsgenehmigung ist noch nicht ergangen.  
Nach Angaben des Herstellers werden die konkreten behördlichen Anforderungen an Richtlinien, 
Verfahren und Aufzeichnungen erst nach Erteilung der Genehmigung mitgeteilt. 
Infolgedessen wurden einige Systeme und Prozesse noch nicht vollständig implementiert oder 
befinden sich derzeit noch in einem frühen Stadium, was in erster Linie zu größeren und kleineren 
Abweichungen geführt hat. 

 
Ergebnisse: 
Es wurden keine Verstöße gegen Menschenrechts- oder Umweltvorschriften festgestellt. Es ergaben 
sich aber: 
 
1.    Konkrete Feststellungen im Bereich Arbeitssicherheit (fehlende Kennzeichnung von 
Fluchtwegen) 
2.    Verbesserungsbedarf in den Bereichen Arbeit, Gesundheit und Sicherheit, die in erster Linie auf 
das Fehlen der dauerhaften Betriebsgenehmigung zurückzuführen sind (eine vorläufige 
Genehmigung war bis Ende 2024 vorhanden). 
 
Abhilfemaßnahmen: 
Re. 1: Anbringung von Fluchtwegmarkierungen 
 
Feststellung umgesetzt, Wirksamkeit sichergestellt. 
 
Re. 2: Tracking der Umsetzung/Durchführung durch das Menschenrechtsbüro 
 
Durch die Einführung geeigneter Richtlinien (z. B. Beschwerdeverfahren, Richtlinien zum Umgang 
mit Leiharbeitern) werden Unfälle minimiert oder konnten bereits teilweise vermieden werden. 

 
Die gewonnenen Erkenntnisse erfordern keine Anpassung oder Ergänzung der bestehenden 
Präventivmaßnahmen. 

 

• Betriebsinspektionen: Produktionsstandort Gerabronn, Durchführung einer 
Menschenrechts-Risikoprüfung 

  
Ergebnisse:  
Keine Beanstandungen hinsichtlich Menschenrechts- oder Umweltvorschriften, allerdings im 
Bereich Arbeitssicherheit insbesondere mit Blick auf Stolpergefahren und die Sicherung von 
Baumaterialien (Fotodokumentation)  
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Der Verhaltenskodex von Bürkert war kein Vertragsbestandteil. Der Vertrag wurde angepasst. 
Auf der Baustelle gibt es keinen Beschwerdebriefkasten und keine Anschlagtafel. 
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Abhilfemaßnahmen: 
Information und Sensibilisierung der internen Verantwortlichen (Produktionsleiter Deutschland, 
interner Werksleiter) 
Anpassung des Vertrags, risikobasierte Bewertung der laufenden Bauarbeiten und ggf. Umsetzung 
von Maßnahmen. 
Anbringen eines Posters für Bauarbeiter über die Möglichkeiten, Bedenken oder Beschwerden im 
Zusammenhang mit Menschenrechten vorzubringen, einschl. Übersetzung in die Landes- bzw. 
Amtsprachen (Nachweis durch Fotodokumentation) 
 
Feststellung umgesetzt, Wirksamkeit sichergestellt. 
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B6. Veränderung der Risikodisposition 

Welche Veränderungen haben sich im Vergleich zum vorangegangenen Berichtszeitraum bezüglich 

der Hauptrisiken ergeben? 

 
Die Hauptrisiken wurden nicht angepasst. 



C. Ermittlung von Verstößen und Abhilfemaßnahmen 
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C1. Feststellung von Verstößen und Abhilfemaßnahmen im eigenen Geschäftsbereich 

Wurden im Berichtszeitraum im eigenen Geschäftsbereich des Unternehmens Verstöße festgestellt? 

 

• Nein 
 
 

 
Beschreiben Sie die Verfahren, die zur Aufdeckung von Verstößen im eigenen Geschäftsbereich 

des Unternehmens angewendet werden. 

Tatsächliche Verstöße gegen die Verbote gemäß § 2 Abs. 2–4 LkSG lassen sich durch 

Mitarbeitergespräche, Audits, die Einrichtung eines Beschwerdeverfahrens und die 

Sensibilisierung der Mitarbeitenden feststellen. 

 
Für die Risikoanalyse im eigenen Geschäftsbereich des Unternehmens wurde ein Fragebogen mit 

für das Unternehmen relevanten Hauptthemen erstellt. Tiefe und Intensität der Fragen zu den 

Hauptthemen richten sich nach der Größe und Funktion des Geschäftsbereichs. Abschließend 

werden die Ergebnisse anhand der Angemessenheitskriterien bewertet und priorisiert. 

 
Darüber hinaus hat das Unternehmen ein System eingerichtet, damit Mitarbeitende und externe 

Hinweisgeber Fehlverhalten melden können. 

 
Es gibt Schulungsangebote, um das Bewusstsein insbesondere der Führungskräfte und der 

Mitarbeitenden in den Abteilungen Global People & Culture, Global Purchasing & Supply Chain 

Management, Corporate Quality sowie Umwelt- und Arbeitssicherheit zu schärfen. Das 

Menschenrechtsbüro kann Empfehlungen aussprechen und den inhaltlichen Rahmen festlegen. 

Anzahl, Dauer und Teilnehmerzahl der Schulungen werden entsprechend dokumentiert. 
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C2. Ermittlung von Verstößen und Abhilfemaßnahmen für Direktlieferanten 

Wurden im Berichtszeitraum Verstöße bei Direktlieferanten festgestellt? 

 

• Nein 

 
Erläuterung der Verfahren zur Erkennung von Verstößen bei Direktlieferanten: 

Menschenrechtsverletzungen durch Direktlieferanten gemäß § 5 LkSG können mithilfe abstrakter, 

spezifischer und anlassbezogener Risikoanalysen ermittelt werden. 

Diese Unterteilung dient dazu, die Ressourcen des Unternehmens gezielt auf Lieferanten mit einem 

relevanten Risiko zu konzentrieren (risikobasierter Ansatz). 

 
Bei der abstrakten Analyse aller Lieferanten des Unternehmens wurden öffentlich zugängliche 

Indizes, Länder- und Branchenrisiken, vorhandene Zertifikate (ISO 9001 usw.), unterzeichnete 

Qualitätssicherungsvereinbarungen (QAA) sowie ein zuvor unterzeichneter Verhaltenskodex für 

Lieferanten berücksichtigt. 

 
Die spezifische Risikoanalyse wird von der Einkaufsabteilung durchgeführt und bildet die 

Grundlage für das weitere Vorgehen. Das Human Rights Office stellt einen Leitfaden mit 

Leitfragen zur Auswertung der Ergebnisse zur Verfügung. Die Ergebnisse der abstrakten Analyse 

werden anhand dieser Fragen ausgewertet und weiter priorisiert; ggf. werden 

Präventivmaßnahmen eingeleitet. Dazu könnten die Lieferantenselbstauskunft, die Überprüfung 

der Datenqualität des Lieferanten im System, ein persönliches Gespräch, ein Besuch vor Ort und 

ein Audit gehören. Darüber hinaus werden im Rahmen der spezifischen Analyse (soweit relevant) 

der Einfluss des Unternehmens, die Nähe zur Produktion und die Anwendung des LkSG auf die 

unmittelbare Ursache des Verstoßes evaluiert. 

 
Liegen konkrete Informationen (z. B. aus Risikobewertungen, Zeitungsartikeln oder E-Mails) über 

einen direkten Lieferanten vor, werden diese unabhängig von der Risikoeinstufung geprüft. Die 

Mitarbeitenden der Einkaufsabteilung haben Zugriff auf die entsprechenden Arbeitsanweisungen 

und Richtlinien. 
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C3. Ermittlung von Verstößen und Abhilfemaßnahmen bei indirekten Lieferanten 

Wurden im Berichtszeitraum Verstöße bei indirekten Lieferanten festgestellt? 

 

• Nein 



D. Beschwerdeverfahren 

D1. Einrichtung von oder Beteiligung an einem 
Beschwerdeverfahren 
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In welcher Form wurde im Berichtszeitraum ein Beschwerdeverfahren angeboten? 

 

• Betriebsinternes Beschwerdeverfahren 

 
Beschreibung des unternehmensspezifischen Verfahrens und/oder des Verfahrens, an dem sich 

das Unternehmen beteiligt: 

Bürkert verfügt über ein unternehmensspezifisches, konzernweites Beschwerdeverfahren; 

Beschwerden gemäß dem LkSG fallen in den Geltungsbereich dieses Verfahrens.  

Das Beschwerdeverfahren steht sowohl internen als auch externen Personen offen. Beschwerden 

können auf mehreren Wegen gemeldet werden. Das Onlinetool für Hinweisgeber bietet die 

Möglichkeit, rund um die Uhr Beschwerden in Textform einzureichen. Beschwerden können dort 

in vielen Sprachen eingereicht werden. Das System bietet zudem die Möglichkeit, Meldungen 

anonym einzureichen. Darüber hinaus können Hinweisgeber ihre Meldungen persönlich, 

telefonisch oder per E-Mail an die Compliance-Abteilung oder per E-Mail an das Human Rights 

Office richten. 

Wir informieren interne und externe Akteure auf unserer Homepage und intern über das Intranet 

sowie mit Aushängen in den Produktionsstätten über die Meldewege des Hinweisgebersystems. 

 
Jede Meldung über mögliche Menschenrechtsverletzungen und Verstöße gegen Umweltauflagen 

in unserem eigenen Geschäftsbereich und unserer Lieferkette wird von der internen Meldestelle 

im Rahmen eines standardisierten Prozesses bearbeitet. Wird ein relevanter Verstoß oder ein 

Verdachtsfall gemeldet, wird dessen Eingang bestätigt. Der nächste Schritt – nach einer internen 

Bewertung der potenziellen Schwere des Vorwurfs bzw. der Beschwerde – ist eine vertrauliche, 

systematische und angemessene Untersuchung der Angelegenheit, bei der beide Seiten 

angemessen geschützt und etwaige Mitwirkungsrechte anderer Beteiligter gewahrt werden. 
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Welche potenziell betroffenen Akteure haben Zugang zum Beschwerdeverfahren? 

 

• Mitarbeitende des Unternehmens 

• Das Umfeld der Unternehmensstandorte 

• Mitarbeitende von Lieferanten 

• Externe Akteure wie Nichtregierungsorganisationen, Gewerkschaften usw. 

• Sonstige: Das Beschwerdeverfahren ist technisch in das Hinweisgebersystem integriert (online 

und telefonisch). Das bedeutet, dass zumindest aus technischer Sicht jede Person mit 

Internetzugang und einem Telefon ein Beschwerdeverfahren einleiten kann. 

 
Wie wird der Zugang zum Beschwerdeverfahren für die verschiedenen potenziell betroffenen 

Akteure gewährleistet? 

• Öffentlich zugängliche Verfahrensregeln in Textform 

• Informationen zur Barrierefreiheit 

• Informationen zur Haftung 

• Informationen zum Verfahren 

• Alle Informationen sind klar und verständlich 

• Alle Informationen sind öffentlich zugänglich 



D. Beschwerdeverfahren 
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D1. Einrichtung von oder Beteiligung an einem Beschwerdeverfahren 

Waren die Verfahrensregeln während dem Berichtszeitraum öffentlich zugänglich? 

 
Datei wurde hochgeladen 

 
Link zu den Verfahrensvorschriften: 

https://burkertgroup.integrityline.app/ 



D. Beschwerdeverfahren 
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Nennung der für das Verfahren verantwortlichen Personen und ihrer Funktion: 

 
Zuständig ist die interne Meldestelle unter der Leitung der Abteilung Corporate Legal & 

Compliance. Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens ist sie dafür zuständig, LkSG-Angelegenheiten 

zu klassifizieren und weiterzuleiten. 

Beschwerden zu Menschenrechts- und Umweltfragen, die per E-Mail an das Menschenrechtsbüro 

gerichtet werden, werden an die interne Meldestelle weitergeleitet. 

Es wird bestätigt, dass die in § 8 Abs. 3 LkSG genannten Kriterien für die Verantwortlichen erfüllt 

sind, dass sie also unparteiisch, unabhängig, weisungsfrei und zur Verschwiegenheit 

verpflichtet sind. 

• Bestätigt 
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Es wird bestätigt, dass im Berichtszeitraum Vorkehrungen getroffen wurden, um zu verhindern, dass 

potenziell betroffene Personen aufgrund einer Beschwerde benachteiligt oder bestraft werden. 

 

• Bestätigt 

 
Welche Vorkehrungen wurden getroffen, damit das Beschwerdeverfahren insbesondere die 

Identität der Hinweisgeber schützt? 

Hinweise können über das konzernweite Online-Hinweisgebertool in verschiedenen Sprachen 

vertraulich und auf Wunsch auch anonym gemeldet werden. Meldungen können ohne Angabe des 

Namens gemacht werden. Die weitere Kommunikation kann somit ebenfalls anonym über das 

System erfolgen. 

 
Die vom Unternehmen mit der Durchführung des Verfahrens beauftragten Personen handeln 

unparteiisch; sie sind zudem unabhängig und an keine Weisungen gebunden. Sie sind zu 

Schweigen verpflichtet. 

 
Vertrauliche Daten dürfen nur weitergegeben werden, wenn dies erforderlich und gesetzlich 

zulässig ist. Das interne Human Rights Office ist zudem verpflichtet, alle eingegangenen Meldungen 

vertraulich an die Meldestelle weiterzuleiten. Es gilt stets der „Need-to-know“-Grundsatz, sodass 

Informationen nur wenn unbedingt erforderlich an Dritte weitergegeben werden. Diese Vorgaben 

sind in unternehmensweiten Richtlinien festgelegt. 

 
Welche Vorkehrungen wurden insbesondere zum Schutz von Hinweisgebern getroffen? 

Mitarbeitende und andere Hinweisgeber haben keine Schikane, Vergeltung oder Nachteile für ihr 

Arbeitsverhältnis zu befürchten. Mitarbeitende und andere Personen, die 

Vergeltungsmaßnahmen gegen jemanden ergreifen, der einen Vorfall in gutem Glauben gemeldet 

hat, müssen mit Disziplinarmaßnahmen rechnen, die bis zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

reichen können. 

 
Darüber hinaus verpflichten wir unsere Geschäftspartner durch unseren Verhaltenskodex 

dazu, Hinweisgeber zu ermutigen und zu schützen. 



D. Beschwerdeverfahren 
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D3. Implementierung des Beschwerdeverfahrens 

Sind im Berichtszeitraum Meldungen über das Beschwerdeverfahren eingegangen? 

 

• Nein 
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E. Überprüfung des Risikomanagements 

Gibt es einen Prozess, um die Angemessenheit und Wirksamkeit des Risikomanagements in allen 

Bereichen zu evaluieren? 

In welchen Bereichen des Risikomanagements werden Angemessenheit und Wirksamkeit 

überprüft? 

• Risikoanalyse und Priorisierung 

• Präventivmaßnahmen 

• Abhilfemaßnahmen 

• Beschwerdeverfahren 

• Dokumentation 

• Sonstige: Das Risikoanalyse- und Risikomanagementsystem wurde zum ersten Mal 

eingeführt; es lagen keine Erfahrungswerte zum Vergleich vor. 

 
Wie wird diese Überprüfung für den jeweiligen Bereich durchgeführt und zu welchen Ergebnissen 

hat sie insbesondere im Hinblick auf die priorisierten Risiken geführt? 

 

 
Die zuständigen Fachstellen evaluieren die Wirksamkeit der umgesetzten Präventiv- und 

Abhilfemaßnahmen und stimmen sich mit dem Human Rights Office ab. 

 
Die Ergebnisse der Risikoanalyse und die daraus resultierenden Maßnahmen und Unterlagen 

wurden direkt im Menschenrechtsbüro im Hinblick auf die Geschäftstätigkeit abgeglichen. 

Insbesondere haben wir die Fragen und Rückmeldungen herangezogen, die während der 

Umsetzung im Tagesgeschäft (insbesondere im Einkauf) auf operativer Ebene aufkamen, und die 

Antworten inhaltlich miteinander verglichen. Oftmals musste geklärt werden, was konkret 

erforderlich war und wie dies umgesetzt werden konnte. In diesem Fall konnten wir den Inhalt 

somit weiter präzisieren. Beispiel: Eine Risikoanalyse hat ergeben, dass die Einhaltung unseres 

Verhaltenskodex angemessen und wirksam ist. Der Lieferant weigerte sich jedoch daraufhin, die 

Erklärung zu unterzeichnen, da er sich entweder auf seinen eigenen Verhaltenskodex berief oder 

die Unterzeichnung gänzlich verweigerte. Deshalb wurde ein spezieller Eskalationsprozess 

eingerichtet. 

Im Laufe der Zeit wurden quantitative Kennzahlen (KPIs) aufgestellt, um diesen für uns noch 

transparenter zu gestalten. Durch die Teilnahme an Veranstaltungen wie dem „Business and 

Human Rights Helpdesk“, dem VDMA usw. versuchen wir zudem, uns einen Überblick darüber zu 

verschaffen, ob wir mit unserem Ansatz und unseren Standards auf dem richtigen Weg sind. 

Wichtige Erkenntnisse aus durchgeführten Desktop- bzw. Vor-Ort-Prüfungen wurden, soweit 

zutreffend, berücksichtigt. Hinzu kommt: 
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Es ist zu erwarten, dass begründete Beschwerden und Untersuchungen zu plausiblen 

Verdachtsfällen relevante Informationen liefern. Es wurden jedoch noch keine Initiativen 

eingeleitet.
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E. Überprüfung des Risikomanagements 

Gibt es Prozesse oder Maßnahmen, die sicherstellen, dass die Interessen Ihrer Mitarbeitenden, der 

Mitarbeitenden in Ihren Lieferketten sowie derjenigen, die anderweitig direkt von den 

wirtschaftlichen Aktivitäten Ihres Unternehmens oder von Lieferkettenunternehmen betroffen 

sind und sich in einer geschützten Rechtsposition befinden, bei der Einrichtung und Umsetzung 

des Risikomanagements angemessen berücksichtigt werden? 

In welchen Bereichen des Risikomanagements gibt es Prozesse oder Maßnahmen, um den 

Interessen der potenziell Betroffenen Rechnung zu tragen? 

• Präventivmaßnahmen 

• Abhilfemaßnahmen 

• Beschwerdeverfahren 

• Sonstige: Die Einführung der Menschenrechtsstrategie wurde in Deutschland mit den Vertretern 

des Betriebsrats, also den Vertretern der Betroffenen, erörtert. Die Gespräche befassten sich 

sowohl mit den Auswirkungen auf die Mitarbeitenden innerhalb des Konzerns als auch auf die 

Beschäftigten bei den Zulieferern. 

 
Beschreibung der Prozesse bzw. Maßnahmen für den jeweiligen Bereich des Risikomanagements: 

Alle Maßnahmen sind in § 6 des LkSG aufgeführt. Der daraus resultierende Austausch mit 

direkten Lieferanten, die wahrscheinlich ähnlichen Informations- und Meldepflichten durch 

andere dem LkSG unterliegende Kunden unterliegen, hat dazu geführt, dass diesen Themen 

insgesamt mehr Aufmerksamkeit geschenkt wird; dieser Effekt dürfte insbesondere für jene 

produzierenden Unternehmen von Bedeutung sein, die unserer Analyse zufolge potenziell einer 

Prüfung unterliegen. 

 
Die Maßnahmen entsprechen den in § 6 Abs. 2 als Beispiele genannten Maßnahmen. Der 

Schwerpunkt liegt auf Direktlieferanten. 

 
Bestehende Lieferantenfragebögen, Informationsfragebögen und Instrumente zur 

Risikobewertung wurden im Hinblick auf die einschlägigen Sorgfaltspflichten geprüft und bei 

Bedarf ergänzt. 

 
Die Bürkert-Gruppe hat ihren rechtlichen Sitz insbesondere mit Blick auf ihre Produktions- und 

Verwaltungstätigkeit in Deutschland und Frankreich (den nach Mitarbeiterzahl größten 

Produktionsstandorten). 

Deren Verfahren und Prozesse werden innerhalb der Bürkert-Gruppe weltweit weitgehend 

übernommen. 

Bürkert ist weltweit ebenfalls als Matrixorganisation strukturiert, sodass nicht nur 
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betriebliche Prozesse, sondern auch menschenrechtsbezogene und ökologische Werte weltweit 

aufeinander abgestimmt werden können. 

Wichtige Einheiten der Bürkert-Gruppe verfügen zudem über Managementsysteme, die – 

zumindest implizit – menschenrechts- und umweltbezogene Aspekte (ISO 14001) einbeziehen 

und von denen erwartet wird, dass sie sich auf das angestrebte Niveau auswirken; dies bestätigt 

auch durch das bisherige Ausbleiben negativer Erfahrungen. Die Vorschriften und Verfahren zur 

Prävention, Erkennung und Reaktion auf relevante Vorfälle, die oft bereits hochentwickelt sind 

und umgesetzt werden, werden nun im Hinblick auf das LkSG weiterentwickelt und verbessert. 

Das Ergebnis der Bewertung lautet daher: Die in der Risikoanalyse gemäß LkSG ermittelten 

Bruttorisiken sind durch die im Unternehmen bereits umgesetzten Regelungen und Verfahren – 

insbesondere zur Prävention, Erkennung und Reaktion auf relevante Vorfälle – so weit reduziert 

worden, dass die verbleibenden Nettorisiken derart gering sind, dass jenseits der bereits 

umgesetzten Risikominderungsmaßnahmen kein weiterer Bedarf besteht. Mit diesem 

Hintergrund fällt eine Priorisierung schwer. Bürkert ist als Komponentenhersteller mit 

umfangreicher Eigenproduktion mit Schwerpunkt in Deutschland und Frankreich, zunehmend 

auch in China und ab 2024 in Indien für Industriekunden in hochtechnologischen, oft stark 

regulierten Bereichen tätig. Deshalb haben wir im Hinblick auf den Wortlaut des Gesetzes 

Prioritäten auf Grundlage der menschenrechts- und umweltbezogenen Risiken festgelegt. Dies 

sollte es uns ermöglichen, im Ressourcenmanagement Schwerpunkte zu setzen: 

- Diskriminierung am Arbeitsplatz 

- Produktionsbedingte Umweltverschmutzung 

- Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 
 


